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Staatsgerichtshof hebt Bestimmungen zur  
aktorischen Kaution auf
(Dr.iur. Robert G. Beck)

Mit der unlängst ergangenen Entscheidung 

des Liechtensteinischen Staatsgerichts-

hofes als Verfassungsgerichtshof vom 30. 

Juni 2008 hat der Staatsgerichtshof die §§ 

56 bis 62 der Zivilprozessordnung i.d.g.F. 

als EWR-rechts- bzw. verfassungswidrig 

aufgehoben. Der Staatsgerichtshof be-

gründete seine Entscheidung zusammen-

gefasst wie folgt:

Der Staatsgerichtshof habe in den StGH- 

Entscheidungen 1997/31, 2002/37 und 

2002/52 noch die Auffassung vertreten, 

dass die ZPO-Regelung der aktorischen 

Kaution EWR-rechtskonform sei. In der 

Zwischenzeit sei die Rechtsprechung des 

Staatsgerichtshofes aber kritisiert worden 

(siehe Anton Schäfer, Die Prozesskos-

tensicherheit - Eine Diskriminierung, LJZ 

2006, 17 ff). Demnach stelle die gesamte 

ZPO-Regelung der aktorischen Kaution 

eine indirekte Diskriminierung im Sinne 

der Rechtsprechung des EuGH und des 

EFTA-Gerichtshofes dar.

In einem Zivilverfahren gerichtlich zu-

gesprochene Verfahrenskosten könnten 

aufgrund entsprechender Vollstreckungs-

abkommen, insbesondere auch des multi-

lateralen Lugano-Übereinkom-

mens, ohne weiteres in anderen 

EWR-Staaten vollstreckt wer-

den. In Bezug auf Liechtenstein 

sei dies zwar anders, doch wei-

se die EU-Kommission im Ver-

fahren Piazza vs. Schurte AG  

(E-10/04-26, Rn. 90) darauf 

hin, dass die aktorische Kaution 

gemäss der liechtensteinischen 

Zivilprozessordnung auch nicht 

damit gerechtfertigt werden 

könne, dass Liechtenstein ab-

gesehen von seinen Verträgen 

mit der Schweiz und Österreich nicht 

Vertragsstaat eines internationalen Über-

einkommens über die Anerkennung und 

Vollstreckung von Urteilen im Ausland 

sei. Das im Gemeinschaftsrecht festgehal-

tene Recht auf Gleichbehandlung dürfe 

nicht vom Bestehen von durch Mitglieds-

staaten abgeschlossenen gegenseitigen 

Verträgen abhängig gemacht werden. Im 

Übrigen seien inzwischen in zahlreichen 

EWR-Staaten Anpassungen von der liech-

tensteinischen Regelung mehr oder weni-

ger ähnlichen ZPO-Vorschriften über die 

aktorische Kaution an die EuGH-Recht-

sprechung vorgenommen worden. 

Insgesamt sei der Staatsgerichtshof des-

halb der Auffassung, dass seine frühere 

Rechtsprechung, wonach die Regelung der 

aktorischen Kaution in der liechtenstei-

nischen ZPO keine indirekte Diskriminie-

rung von ausländischen Staatsangehöri-

gen darstelle, nicht mehr aufrechterhalten 

werden könne. 

Aufgrund der aktuellen gesetzlichen Si-

tuation sind daher Kläger mit Wohnsitz 

hl @trk`mc mhbgs ldgq udqoʇhbgsds+ adh

Einbringung einer Klage in Liechtenstein 

eine aktorische Kaution zu erlegen. Die-

ser Umstand könnte inskünftig die Kla-

gebereitschaft von Klägern mit Wohnsitz 

im Ausland fördern. Umgekehrt werden 

Beklagte künftig Mühe haben, die ihnen 

im Falle einer Klagsabweisung zugespro-

chenen Prozesskosten im Ausland zu voll-

strecken, da Liechtenstein weder dem 

Lugano-Übereinkommen noch ähnlichen 

multilateralen Verträgen beigetreten ist 

und Liechtenstein nur mit Österreich und 

der Schweiz entsprechende Anerken-

nungs- und Vollstreckungsübereinkom-

men abgeschlossen hat.
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Die Gesetzesvorlage vom 19. Februar 

2008 betreffend die Revision des Stif-

tungsrechts wurde in den vergangenen 

Monaten vom liechtensteinischen Par-

lament zügig beraten und verabschie-

cds- Rhd sqhss cdʆmhshu `l 0- @oqhk 1//8

in Kraft.

Mit der unlängst ergangenen Ent-

scheidung des Liechtensteinischen 

Staatsgerichtshofes als Verfassungsge-

richtshof vom 30. Juni 2008 hat der 

Staatsgerichtshof die §§ 56 bis 62 der 

Zivilprozessordnung als EWR-rechts- 

bzw. verfassungswidrig aufgehoben. 

Kläger mit Wohnsitz im Ausland sind 

c`gdq mhbgs ldgq udqoʇhbgsds+ adh Dhm-

bringung einer Klage in Liechtenstein 

eine aktorische Kaution zu erlegen. 

Beklagte könnten daher künftig Mühe 

haben, die ihnen im Falle einer Klags-

abweisung zugesprochenen Prozess-

kosten im Ausland zu vollstrecken, da 

Liechtenstein nur mit Österreich und 

der Schweiz entsprechende Anerken-

nungs- und Vollstreckungsüberein-

kommen abgeschlossen hat.

Weitere Themen in diesem Newsletter 

sind das Betrugsbekämpfungsabkom-

men zwischen Liechtenstein und der 

EU sowie die Änderung der Grössen-

klassen für EU-harmonisierte Gesell-

schaften.

Mit freundlichen Grüssen

Dr.iur. Peter Sprenger

Nach einjährigen Verhandlungen wurde 

das Betrugsbekämpfungsabkommen zwi-

schen Liechtenstein einerseits und der EU 

sowie ihren Mitgliedstaaten andererseits 

im Juni 2008 abgeschlossen. Allerdings 

wurde der bisher ausgehandelte Vertrags-

text weder paraphiert noch unterzeichnet. 

Dem Vernehmen nach erfolgen noch Be-

reinigungen der Abkommenstexte sowie 

die Überprüfung des vorliegenden Ver-

handlungsergebnisses durch die zustän-

digen politischen Behörden der EU und 

ihrer Mitgliedstaaten. 

Die bisherigen Verhandlungsergebnisse 

sind nicht publiziert. Regierungschef Ot-

mar Hasler hält sich bezüglich Details äus-

serst bedeckt. Ende Juni 2008 erklärte er 

in Pressemitteilungen unter anderem: „Der 

Finanzplatz Liechtenstein mit seinen vie-

kdm Rs`mcnqsunqsdhkdm tmc chudqrhʆyhdqsdm

Dienstleistungen soll nicht Steuerverge-

hen Vorschub leisten“ und „mit diesem 

Abkommen entspricht Liechtenstein dem 

europäischen Standard auch in der Frage 

der Kooperation bei Steuern“. Das heisst, 

dass Liechtenstein in Zukunft bei Verdacht 

auf Steuerbetrug und ähnliche Delikte 

den Steuerbehörden der Vertragspartner 

Unterstützung geben und die Steuerko-

operation generell verbessern will. Für di-

rekte Steuern ist das Abkommen neu die 

Grundlage für eine Rechts- und Amtshilfe 

in Fällen von Steuerbetrug und ähnlichen 

Delikten, wobei „ähnliche Delikte“ bisher 

von Regierungschef Otmar Hasler weder 

cdʆmhdqs mnbg jnmjqdshrhdqs vnqcdm rhmc-

Bei den indirekten Steuern deckt der ge-

genseitige Informationsaustausch grund-

sätzlich alle Delikte ab. Der Ansprache 

von Erbprinz Alois von und zu Liechten-

stein anlässlich des Staatsfeiertages am  

15. August 2008 war zu entnehmen, dass 

unter den europäischen Staaten nun of-

fenbar Uneinigkeit darüber bestehe, ob 

mit diesem Betrugsbekämpfungsabkom-

men das europäische Niveau im Bereich 

cdq Jnnodq`shnm hm Rsdtdqeq`fdm mdt cdʆ-

niert werde. Es bleibe somit fraglich, wann 

und wie das im Grunde schon ausgehan-

delte Betrugsbekämpfungsabkommen in 

Kraft treten werde. Somit gibt es derzeit 

keinen Terminplan für die Unterzeichnung 

des Betrugsbekämpfungsabkommens. Es 

kommt allenfalls zu weiteren Verhand-

lungen über Detailfragen. Wir werden Sie 

in unserem nächsten Newsletter über den 

neuesten Stand informieren.

Betrugsbekämpfungsabkommen
(Dr.iur. Markus N. Kolzoff)



1.  Verabschiedung des neuen Stiftungs-

rechts durch das Parlament

Die Gesetzesvorlage Nr. 13/2008 vom 

19. Februar 2008 betreffend die Revision 

des Stiftungsrechts wurde in den vergan-

genen Monaten vom liechtensteinischen 

Parlament zügig beraten und verabschie-

det. Die erste Lesung der Vorlage durch 

das Parlament (Landtag) fand im März 

und die zweite Lesung und die Schluss-

abstimmung am  26. Juni 2008 statt. Mit 

Ausnahme einer redaktionellen Änderung 

des § 1, Absatz 1, in dem der Stiftungs-

adfqhee cdʆmhdqs vhqc+ e`mcdm rþlskhbgd

Streichungs- bzw. Änderungsanträge nicht 

die  notwendige Mehrheit im Parlament. 

Chd fdm`mmsd roq`bgkhbgd Lnchʆj`shnm

cdq Rshestmfrcdʆmhshnm g`s jdhmdqkdh hm-

haltliche Konsequenzen.

2.  Publikation und Online-Verfügbarkeit 

des künftigen Gesetzestextes

Nachdem die Referendumsfrist am 31. Juli 

2008 ungenutzt abgelaufen ist, erfolgte 

die Amtliche Kundmachung des Geset-

zestextes am 26. August 2008 in den 

Landeszeitungen. Der künftige Gesetzes-

text kann unter www.lgbl.llv.li wie folgt 

gefunden werden:

In der mittleren weissen Kolonne unter 

„Neueste Landesgesetzblätter – Ausga-

bedatum: 26. August 2008“  die Nr. 220 

„Gesetz vom 26. Juni 2008 über die Abän-

derung des Personen- und Gesellschafts-

rechts“ anklicken und schon können Sie 

den Gesetzestext auf einem 30-seitigen 

PDF lesen und studieren. 

3.  Englische Übersetzung des Gesetzes-

textes

Um der internationalen Kundschaft den 

Zugang zum neuen Stiftungsrecht und da-

mit zum Finanzplatz zu erleichtern, wurde 

der Gesetzestext in die englische Sprache 

Ėadqrdsys- Rhd ʆmcdm hgm tmsdq vvv-kku-kh-

In der Mitte bei „Regierung und Verwal-

tung“ den Suchbegriff „Regierung“ aus-

wählen und „go“ anklicken. Dann in der 

linken, hellgrün unterlegten Spalte „Res-

rnqs Itrshy® `mjkhbjdm tmc Rhd ʆmcdm hm

der rechten Spalte unter der Überschrift 

„Recht – Regierung (RFL)/Ressort Justiz“ 

sowohl den deutschen Originaltext als 

auch die englische Übersetzung.

4.  Kommentar zum neuen Stiftungsrecht 

und wissenschaftliche Veranstaltungen

Das Erscheinen eines auf Privatinitiative 

hin erstellten Kommentars zum Stiftungs-

recht ist angekündigt und die Präsenta-

shnm chdrdr Vdqjdr ʆmcds `l 8- Cdydladq

2008 an der Hochschule Liechtenstein 

statt. Als Herausgeber des Kommentars 

fungiert Professor Martin Schauer vom 

Institut für Zivilrecht an der Universität 

Wien. Er hat die Regierung bereits bei der 

Ausarbeitung  der Vorlage beraten und ist 

ein profunder Kenner der Stiftungsmate-

rie. Er und eine gute Handvoll weiterer 

Autoren sind für die im Entstehen begrif-

fene Kommentierung zuständig.

Es sind auch an Universitäten der Nach-

a`qkþmcdq Hmenql`shnmrudq`mrs`kstmfdm ʆ-

xiert worden. So in Zürich, Wien und Hal-

kd- Ldgqdqd Udq`mrs`kstmfdm ʆmcdm `tbg

an der Hochschule Liechtenstein statt.

5.  Zentrale Inhalte des neuen Stiftungs-

rechts

Über die zentralen Inhalte des neuen Ge-

setzes haben wir in einer Sonderausgabe 

unseres Newsletters Nr. 2 / April 2008 

berichtet. Dieser einschlägige Newsletter 

kann auf Deutsch oder Englisch direkt bei 

uns bezogen oder unter der Web-Adres-

se www.administral.li unter der Rubrik 

„Newsletter“ bei 04/2008 Sonderausgabe 

nachgelesen werden. Dabei muss die ge-

wünschte Sprache angeklickt werden.

Inhaltlich möchten wir an dieser Stelle 

lediglich der Vollständigkeit halber die 

Otmjsd `tʇhrsdm+ chd eĖq chd mdtd Fd-

setzeslage zentral sind:

a.  Neues systematisches Konzept: Das 

Stiftungsrecht bleibt zwar im Personen- 

und Gesellschaftsrecht eingebettet, bil-

det aber neuerdings als Einschub beim 

Art. 552 PGR  insofern eine Einheit, 

als insgesamt 41 Paragraphen das Stif-

tungsrecht abdecken.

b.  Erhöhung der Verantwortlichkeit des 

Stifters und Beseitigung von Rechtsun-

sicherheiten

c.  Neuregelung der Hinterlegung privat-

nütziger Stiftungen

d.  Regelung der Auskunfts- und Informa-

tionsrechte der Begünstigten

e.  Neuregelung der Stiftungsaufsicht

f.   Übergangsbestimmungen

6. Prinzip Hoffnung

Es bleibt zu hoffen, dass die Neuregelung 

und das In-Kraft-Treten des neuen liech-

tensteinischen Stiftungsrechts, das lan-

ge vor Ausbruch der Februarkrise 2008 

(Fall Zumwinkel/Steueraffaire Deutsch-

land) geplant und initiiert war, von den 

ausländischen Kritikern des Finanzplatzes 

als Massnahme anerkannt wird, das Stif-

tungsrecht auf eine neue Basis zu stellen 

und den Finanzplatz damit längerfristig 

neu zu positionieren. Im gegebenen Zu-

sammenhang sagte Justizminister und 

Regierungschef-Stellvertreter Klaus Tschü-

tscher: „Es ist mir ein Anliegen, dass die 

positive Würdigung der Stiftungsreform 

in Fachkreisen auch die politischen Ent-

scheidungsträger im Ausland erreicht und 

dazu beiträgt, das teilweise falsche Bild 

über die liechtensteinischen Stiftungen 

zu korrigieren.“ Seine Worte in die ange-

sprochenen Ohren!

Die liechtensteinische Revision des Stiftungsrechts tritt  
definitiv am 1. April 2009 in Kraft
(Dr.iur. Peter Sprenger)

Aufgrund des Gesetzes vom 26. Juni 2008 über die Abänderung des Personen- und 

Gesellschaftsrechts (LGBl., Jahrgang 2008, Nr. 224, ausgegeben am 26. August 2008) 

ändern sich die Merkmale der Grössenklassen (Art. 1064 PGR) für EU harmonisierte 

Gesellschaften (gemäss Art. 1063 insbesondere die Aktiengesellschaft, Kommanditge-

sellschaft, AG und GmbH) wie folgt:

1. Kleine Gesellschaften

Kleine Gesellschaften sind solche, die mindestens zwei der drei nachstehenden Merk-

male nicht überschreiten:

Merkmal bis 30.09.2008 ab 01.10.2008

Bilanzsumme maximal CHF 6 Mio. max. CHF 7,5 Mio.
Nettoumsatzerlös maximal CHF 12 Mio. max. CHF 15 Mio.
Anzahl Mitarbeiter durchschnittlich 50 während  durchschnittlich 50 während
 dem Geschäftsjahr dem Geschäftsjahr

2. Mittelgrosse  Gesellschaften

Mittlere Gesellschaften sind solche, die mindestens zwei der drei in Ziffer 1. bezeich-

neten Merkmale überschreiten und mindestens zwei der drei nachstehenden Merkmale 

nicht überschreiten:

Merkmal bis 30.09.2008 ab 01.10.2008

Bilanzsumme maximal CHF 24 Mio. max. CHF 30 Mio.
Nettoumsatzerlös maximal CHF 48 Mio. max. CHF 60 Mio.
Anzahl Mitarbeiter durchschnittlich 250 während  durchschnittlich 250 während
 dem Geschäftsjahr dem Geschäftsjahr

3. Grosse Gesellschaften

Grosse Gesellschaften sind solche, die 

mindestens zwei der drei in Ziffer 2. be-

zeichneten Merkmale überschreiten.

4. Rechtsfolgen

Die Rechtsfolgen der Merkmale nach den 

Ziffern 1. bis 3. treten nur ein, wenn sie an 

den Bilanzstichtagen von zwei aufeinander 

folgenden Geschäftsjahren über- oder unterschritten werden. 

Je nach Zugehörigkeit der Grössenklassen sind insbesondere die entsprechenden Vor-

schriften in Bezug auf die Offenlegung der Jahresrechnung beim Grundbuch- und Öf-

fentlichkeitsregisteramt sowie der Detaillierungsgrad des Anhanges zur Jahresrechnung 

zu beachten.

Bei der erstmaligen Anwendung der Ziffern 1. bis 3. treten die Rechtsfolgen bereits ein, 

wenn die Voraussetzungen der Ziffern 1., 2. oder 3. am ersten Bilanzstichtag vorliegen.

5. Inkrafttreten

Dieses Gesetz tritt unter Vorbehalt des ungenutzten Ablaufs der Referendumsfrist am  

1. Oktober 2008 in Kraft, andernfalls am Tage der Kundmachung.

Es ist erstmals auf Geschäftsjahre anwendbar, die am oder nach dem 1. Januar 2009 be-

ginnen.

Grössenklassen für EU harmonisierte Gesellschaften
(Robert Schädler)


